Netzwerk der mobilfunkkritischen Bürgerinitiativen im Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen

c/o.
Dr. H. Schmidt


Gebhardtstr. 2d, 82515 Wolfratshausen




Wolfratshausen, den 27.08.05


Tel: 08171/29751, Fax: 08171/911035

Wahlprüfsteine 2005 für Bundestagskandidat/inn/en 

Sehr geehrte/r Direktkandidat/in für den Bundestag im Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen,

wir wollen nicht, dass für uns das Sprichwort zutrifft: "Nur die dümmsten Kälber wählen ihre Metzger selbst".

Deshalb bitten wir Sie, uns Ihre Haltung zu folgenden politischen Stellungnahmen mitzuteilen, damit wir wissen, wofür Sie sich als Abgeordnete/r im deutschen Bundestag einsetzen und wie Sie bei Gesetzesvorlagen abstimmen werden (nicht zutreffendes bitte durchstreichen/löschen):

	1.
	Ich setze mich dafür ein, dass Mobilfunksender, die Menschen mit mehr als 10 µW/m² belasten, abgeschaltet bzw. sofort auf diese maximale Belastung reduziert werden.



	
	JA
	NEIN

	2.
	Um Schäden für Mensch und Umwelt zu vermeiden setze ich mich für ein Verbot von Agro-Gentechnik (Anbau gentechnisch manipulierter Pflanzen) und gegen die Einfuhr gentechnisch veränderter Produkte ein.



	
	JA
	NEIN

	3.
	Ich setze mich dafür ein, dass für alle Bürger der Bundesrepublik Deutschland das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit (Artikel 2, Abs. 2 Grundgesetz) als absolute Rechtsnorm berücksichtigt wird. Zur Durchsetzung dieses Anspruchs wird die Beweislast vom Geschädigten auf den Verursacher übertragen.



	
	JA
	NEIN


Begründungen: 

zu 1. / Mobilfunk:

Inzwischen haben sich viele Ärzte (z.B. Freiburger Appell Oktober 2002, Erklärung der Initiatoren des Freiburger Appells Oktober 2003, Stockacher Appell, Bamberger Appell 2004, Hofer Appell Mai 2005, Ärzteinitiative Bamberger Appell April 2005) eingehend mit den Gesundheitsschäden durch den Mobilfunk befasst. 

Die Sprecherin der Bamberger Ärzteinitiative, Frau Dr. med. Waldmann-Selsam (Kontakt: peter.selsam@t-online.de), stellt ein neues, bisher unbekanntes Krankheitsbild bei 356 Patienten fest, an dem Menschen im nahen Umkreis von Mobilfunksendern oder Schnurlostelefonen mit gepulster Strahlung (DECT) schon ab 10 µW/m² und sogar teilweise darunter erkranken. Eine kurze Auswahl der langen Liste der Erkrankungen: Schlafstörungen, Hörsturz, Hörverlust, Herzrhythmusstörungen, Gelenk- und Gliederschmerzen, Krebs, Leukämie bei Kindern usw.


zu 2. / Agro-Gentechnik:

2.1. Nahrungsmittelallergiker bekommen gesundheitliche Probleme, da sie z.B. nicht feststellen können, ob im Hafer nicht auch noch Weizengene enthalten sind (Weizenunverträglichkeit). 

2.2 Die EU will noch in diesem Jahr die Einfuhr der Gen-Maissorte MON 863 von Monsanto zulassen, obwohl bei Fütterungsversuchen von Ratten - im Auftrag von Monsanto - festgestellt wurde, dass sich bei Ratten, die diesen Mais fraßen, Veränderungen im Blutbild und Nierenschäden zeigten. Die EU-Lebensmittelbehörde EFSA stuft MON 863 dennoch als harmlos ein. Gegen den Willen der Behörden und Monsanto musste Greenpeace vor Gericht die Veröffentlichung des Originalberichts erzwingen!

zu 3. / Durchsetzung des Grundrechts auf körperliche Unversehrtheit:


Die Verhältnisse beim Mobilfunk (Punkt 1) und bei der Gentechnik (Punkt 2) waren nur möglich, weil dieses Grundrecht in der Praxis nicht umgesetzt wird. Die Umsetzung ist nur mit einer Umkehr der Beweislast möglich (Verursacherprinzip). Auch die Europäische Kommission hat die Gesundheit der Bevölkerung über wirtschaftliche Interessen gestellt, aber die Umsetzung dieses Beschlusses steht aus.

Bitte schicken Sie uns Ihre Antworten an obengenannte Adresse entweder per fax oder mail spätestens bis zum 7. September 2005. 
Sollten wir keine Antworten erhalten, nehmen wir an, dass Sie mit "NEIN" antworten würden und werden dies entsprechend an die Öffentlichkeit geben.

Mit freundlichen Grüßen 

Netzwerk der mobilfunkkritischen Bürgerinitiativen im Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen:

Bürgerinitiative Bad Tölz gegen Elektrosmog

Peter J. Schäfer, Günter Weise

Bürgerinitiative Geretsried gegen Elektrosmog

Gisela Breunig, Dieter Nimz

Bürgerinitative Icking zum Schutz vor Strahlenbelastung 
Gottlieb Pischeltsrieder, Walter Sönning

Bürgerinitiative gegen Mobilfunkrisiken der Gemeinde Münsing

Max Korntheuer, Gabi Sappl

Bürgerinitiative Wolfratshausen gegen Elektrosmog

Werner Fiedler, Hans Schmidt,

Zur Kenntnis an überregionale Verteiler der Bürgerinitiativen

Ergebnis der Befragung (Stand 12.09.05):

Zu 1) Mobilfunk (Grenzwertreduzierung auf 10 µW/m²):

CDU (Bundesgeschäftsstelle, Rechtsreferent Dr. Dietsche, nicht Direktkandidatin Frau Aigner):
… „CDU und CSU setzen sich dafür ein, die Bevölkerung bestmöglich über die möglichen Risiken und Gefahren des Mobilfunks aufzuklären und alle Anstrengungen zu unternehmen, um durch Forschung diese junge Technologie besser und sicherer zu machen. Dies ist vor allem deshalb richtig, weil es in mehreren bereichen der Mobilfunktechnologie noch Unsicherheiten und keine langfristig erworbenen Kenntnisse gibt. eitere Aufgabe der Politik ist es, die weitere Forschung anzustoßen, neue Erkenntnisse genau zu prüfen und den Mobilfunkbetreibern dabei verlässliche Rahmenbedingungen zu setzen.“…


Fazit: 
keine Antwort auf unsere Frage, sondern betreiberfreundliche Forschung und Aufklärung

SPD:

keine Antwort

B90/Grüne (Bundestagsfraktion, Frau Ursula Sowa, Frau Katrin Göring-Eckardt):

…“setzen wir uns im Sinne eines vorbeugenden Gesundheitsschutzes weiterhin für eine deutliche Absenkung der existierenden Grenzwerte ein.

…Die Bürgerbeteiligung bei der Standortauswahl ist aus unserer Sicht ein wesentlicher Faktor für einen vorsorgeorientierten Ausbau der Mobilfunktechnologie.

…Nicht jede Technik-Regulierung ist technologiefeindlich. Im Gegenteil: Die Gewährleistung von Gesundheits- und Verbraucherschutz fördert innovative Forschungs- und Entwicklungsleistungen der Telekommunikations-branche.“


Fazit:  
keine Antwort auf unsere Frage, Vorsorge heisst nur Forschung, nicht Einschränkung des 


Ausbaus; die Technologie wird nicht in Frage gestellt.

FPD:

keine Antwort

Linkspartei /WASG (Walter Bäumler, Direktkandidat):

JA
NPD (Karl Richter, Direktkandidat):



JA
Zu 2) Verbot der Agro-Gentechnik:

CDU (Bundesgeschäftsstelle, Rechtsreferent Dr. Dietsche, nicht Direktkandidatin Frau Aigner):
… „Die Anwendung der Grünen Gentechnik in der Landwirtschaft verspricht dabei Effizienzgewinne mit wirtschaftlichen und ökologischen Vorteilen in der Landbewirtschaftung.

…Die bisherigen wissenschaftlichen versuche zeigen, dass die Auskreuzung unter den bisher genehmigten Sorten kein besonderes Problem darstellt und nicht die Umwelt verändert.

…Der von der Bundesregierung durchgesetzte erste Teil des Gentechnikgesetzes hat … einen großflächigen Probeanbau in der Praxis verhindert. Die CDZU fordert deshalb einen breiten Erprobungsanbau …“


Fazit: 
keine Antwort auf unsere Frage, sondern Lügen und Fortschrittsgläubigkeit, obwohl 80 % der 


Deutschen genmanipulierte Lebensmittel ablehnen.

SPD:

keine Antwort

B90/Grüne (Bundestagsfraktion, Frau Ursula Sowa, Frau Katrin Göring-Eckardt):



“Ja – B90/Die Grünen lehnen den Einsatz der Agro-Gentechnik ab.“

FPD:

keine Antwort

Linkspartei /WASG (Walter Bäumler, Direktkandidat):

JA
NPD (Karl Richter, Direktkandidat):



JA
Zu 3) Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit und Verursacherprinzip:

CDU (Bundesgeschäftsstelle, Rechtsreferent Dr. Dietsche, nicht Direktkandidatin Frau Aigner):
… „Der Schutz von Leben und körperlicher Unversehrtheit gemäß Artikel 1 und 2 GG ist das höchste Gut unserer Verfassung. Die CDU steht dafür, dass die Absolutheit dieses Schutzes von Leib und Leben in der Politik verwirklicht wird.

Eine grundsätzliche Beweiserleichterung bzw. Beweislastumkehr ist jedoch nicht sachgerecht, hiermit könnte jedermann unter den Generalverdacht schädigender Handlungen gestellt werden, solange er nicht lückenlos das Gegenteil beweisen kann. Dies würde einen unverhältnismäßigen Eingriff gerade in Artikel 2 GG – allgemeine Handlungsfreiheit – darstellen.“


Fazit: 
leere Phrasen - in der Praxis werden Gesundheitsschäden verleugnet.

SPD:

keine Antwort

B90/Grüne (Bundestagsfraktion, Frau Ursula Sowa, Frau Katrin Göring-Eckardt):

„Wir setzen uns uneingeschränkt für das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit ein. Die Frage nach der umfassenden Einführung der Beweislastumkehr für alle Fälle, in denen das Recht auf körperliche Unversehrtheit verletzt werden, lässt sich nicht mit einem klaren JA oder NEIN beantworten.

…Wir Grüne stehen dafür, dass wir Gesundheit sehr ernst nehmen und auf die Gesundheitsgefährdung durch bestimmte Stoffe ein besonderes Augenmerk legen.“


Fazit: 
auch hier leere Phrasen – Strahlung ist ja kein „Stoff“…

FPD:

keine Antwort

Linkspartei /WASG (Walter Bäumler, Direktkandidat):

JA
NPD (Karl Richter, Direktkandidat):



JA
Zusammenfassung

1. Als einzige Parteien bieten nur die Linkspartei/WASG und die NPD uneingeschränkte JA zu allen drei Fragen


2. Die CDU/CSU hat im Gegensatz zur SPD und FDP wenigstens geantwortet; 
allerdings bietet sie nur industriefreundliche Politik an und sieht nirgends Probleme


3. Die SPD hat es wie die FDP gar nicht nötig zu antworten


4. Die Grünen sind nur bei dem Thema Gentechnik zu einem uneingeschränkten JA bereit, beim Mobilfunk und beim Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit aber kneifen sie.
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